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„Die Bestimmungen des Übereinkommens finden auf alle 
Werktätigen Anwendung, die während ihrer beruflichen 
Tätigkeit in einem Kontrollbereich strahlenexponiert bzw. 
in einem Überwachungsbereich tätig sind, und werden 
durch die Gesetzgebung verwirklicht.“

Die Übereinkommen treten gemäß ihren jeweiligen In­
kraftsetzungsbestimmungen für die Deutsche Demokratische 
Republik am 7. Mai 1976 in Kraft

Berlin, den 3. November 1975

Der Sekretär des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

H. E i c h l e r

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN 87
Übereinkommen über die Vereinigungsfreiheit 

und den Schutz des Vereinigungsrechts1

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorga­
nisation,

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 
nach San Francisco einberufen wurde und am 17. Juni 1948 
zu ihrer einunddreißigsten Tagung zusammengetreten ist,

hat beschlossen, verschiedene Anträge betreffend die Vereini­
gungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechts, eine 
Frage, die den siebenten Gegenstand ihrer Tagesordnung 
bildet, in der Form eines Übereinkommens anzunehmen.

Davon ausgehend, daß die Präambel zur Verfassung der In­
ternationalen Arbeitsorganisation die „Anerkennung des 
Grundsatzes der Vereinigungsfreiheit“ unter den Mitteln 
aufzählt, die geeignet sind, die Lage der Arbeitnehmer zu 
verbessern und den Frieden zu sichern,

daß die Erklärung von Philadelphia erneut bekräftigt hat, 
daß „Freiheit der Meinungsäußerung und Vereinigungs­
freiheit wesentliche Voraussetzungen beständigen Fort­
schritts“ sind,

daß die Internationale Arbeitskonferenz auf ihrer dreißig­
sten Tagung einstimmig die Grundsätze angenommen hat, 
welche die Grundlage der internationalen Regelung bilden 
sollen,

daß die Generalversammlung der Vereinten Nationen sich 
auf ihrer zweiten Tagung diese Grundsätze zu eigen ge­
macht und die Internationale Arbeitsorganisation ersucht 
hat, weiterhin alles zu tun, um die Annahme eines oder 
mehrerer internationaler Übereinkommen zu ermöglichen,

nimmt die Konferenz heute, am 9. Juli 1948, das folgende
Übereinkommen an, das als Übereinkommen über die Ver-

einigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechts,
1948, bezeichnet wird.

Teil I. Vereinigungsfreiheit

A r ti kel 1

Jedes Mitglied der Internationalen Arbeitsorganisation, für 
das dieses Übereinkommen in Kraft ist, verpflichtet sich, die 
folgenden Bestimmungen zur Anwendung zu bringen.

i Dieses Übereinkommen ist am 4. Juli 1950 in Kraft getreten.

A r t i k e l  2

Die Arbeitnehmer und die Arbeitgeber ohne jeden Unter­
schied haben das Recht, ohne vorherige Genehmigung Orga­
nisationen nach eigener Wahl zu bilden und solchen Organi­
sationen beizutreten, wobei lediglich die Bedingung gilt, daß 
sie deren Satzungen einhalten.

A r t i k e l  3

1. Die Organisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitge­
ber haben das Recht, sich Satzungen und Geschäftsordnungen 
zu geben, ihre Vertreter frei zu wählen, ihre Geschäftsfüh­
rung und Tätigkeit zu regeln und ihr Programm aufzustellen.

2. Die Behörden haben sich jedes Eingriffes zu enthalten, 
der geeignet wäre, dieses Recht zu beschränken oder dessen 
rechtmäßige Ausübung zu behindern.

A r t i k e l  4

Die Organisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber 
dürfen im Verwaltungswege weder aufgelöst noch zeitweilig 
eingestellt werden.

A r t i k e l  5

Die Organisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber 
sind berechtigt, Verbände und Zentralverbände zu bilden und 
sich solchen anzuschließen. Die Organisationen, Verbände und 
Zentralverbände haben das Recht, sich internationalen Orga­
nisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber anzuschlie­
ßen.

A r t i k e l  6

Die Bestimmungen der Artikel 2, 3 und 4 finden auf die 
Verbände und Zentralverbände von Organisationen der Ar­
beitnehmer und der Arbeitgeber Anwendung.

A r t i k e l  7

Der Erwerb der Rechtspersönlichkeit durch Organisationen 
der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber, ihre Verbände und 
Zentralverbände darf nicht an Bedingungen geknüpft werden, 
die geeignet sind, die Anwendung der Bestimmungen der Ar­
tikel 2, 3 und 4 zu beeinträchtigen.

A r t i k e l  8

1. Die Arbeitnehmer und die Arbeitgeber und ihre Organi­
sationen haben sich gleich anderen Personen und organisier­
ten Gemeinschaften bei Ausübung der ihnen durch dieses 
Übereinkommen zuerkannten Rechte an die Gesetze zu hal­
ten.

2. Die in diesem Übereinkommen vorgesehenen Rechte 
dürfen weder durch die innerstaatliche Gesetzgebung noch 
durch die Art ihrer Anwendung geschmälert werden.

A r t i k e l  9

1. Die innerstaatliche Gesetzgebung bestimmt, inwieweit die 
in diesem Übereinkommen vorgesehenen Rechte auf das Heer 
und die Polizei Anwendung finden.

2. Die Ratifikation dieses Übereinkommens durch ein Mit­
glied läßt bereits bestehende Gesetze, Entscheidungen, Ge­
wohnheiten oder Vereinbarungen, die den Angehörigen des 
Hepres und der Polizei irgendwelche in diesem Übereinkom­
men vorgesehenen Rechte einräumen, nach dem Grundsatz 
des Artikels 19 Absatz 8 der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation unberührt.


